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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
16. Wahlperiode

Drucksache 16 /1286
(zu Drs. 16/1195)

30. 01. 07

Mitteilung des Senats vom 30. Januar 2007

Ausbildungsintensität erhöhen – Potenziale kleiner und mittlerer Unternehmen nutzen

Die Fraktion der SPD hat unter Drucksache 16/1195 eine Große Anfrage zu obigem
Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die vorgenannte Große Anfrage wie folgt:

1. Wie stellt sich die aktuelle Ausbildungssituation im Lande Bremen dar? Wie hat
sich die Ausbildungsnachfragerelation verändert? Wie hat sich das Angebot an
Ausbildungsplätzen nach Wirtschaftsbereichen gegenüber 2005 verändert?

Zum Abschluss des vergangenen Ausbildungsjahres am 30. September 2006 ha-
ben die Partner im Bündnis für Arbeit und Ausbildung eine Bewertung der Aus-
bildungssituation 2006 vorgenommen und dazu folgende Daten genutzt:

• Die Daten der Geschäftsstatistiken der Bundesagentur für Arbeit zu gemel-
deten und unvermittelten Bewerber/-innen, zu den Anteilen der Altbewer-
ber/-innen bei den Bewerber/-innen, zu gemeldeten und unbesetzten Aus-
bildungsstellen,

• die Daten der eingetragenen Ausbildungsverhältnisse bei den jeweils zu-
ständigen Stellen der jeweiligen Wirtschaftsbereiche im Vergleich zum Vor-
jahr,

• die Daten zur Anzahl der Arbeitslosen von unter 25-Jährigen aus dem Ar-
beitsmarktbericht.

Diese Daten liegen als Anlage 1 „Situation auf dem Ausbildungsmarkt zum Stand:
30. September 2006“ der Antwort bei.

Die zuständigen Stellen/Kammern im Land Bremen verzeichnen insgesamt eine
Steigerung der eingetragenen Ausbildungsverhältnisse gegenüber dem Vorjahr
2005. Bei den drei größten zuständigen Stellen im Land Bremen, der Handels-
kammer  Bremen,  der  Industrie-  und  Handelskammer  Bremerhaven  und  der
Handwerkskammer Bremen stieg die Anzahl der eingetragenen Ausbildungs-
verhältnisse. Bei der Handelskammer Bremen und der Industrie- und Handels-
kammer Bremerhaven bereits im dritten Jahr in Folge. Die Entwicklung des An-
gebots an Ausbildungsplätzen gegenüber 2005 nach den Wirtschaftsbereichen
der Kammern kann aus der beiliegenden Anlage 1 detailliert entnommen wer-
den.

In den Nachvermittlungsaktionen der Kammern und der Bundesagentur für Ar-
beit in Bremen und in Bremerhaven haben alle zum 30. September 2006 bei der
Agentur für Arbeit Bremen und der Agentur für Arbeit Bremerhaven registrierten
Ausbildungsplatzsuchenden ein Angebot erhalten. Dieses waren in der Regel Aus-
bildungsplätze und/oder Einstiegsqualifizierungen (EQJ).

Die Geschäftsstatistiken der Bundesagentur für Arbeit sind als Indikator für die
Messung der Ausbildungsnachfragerelation nur bedingt aussagefähig. Nicht alle
Ausbildungsplätze werden der Bundesagentur für Arbeit gemeldet und auch Aus-
bildungsplatzsuchende suchen andere Wege außerhalb der Bundesagentur für
Arbeit, einen Ausbildungsplatz zu finden. Jeder Betrieb erhält durch die jeweili-
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gen Ausbildungsberater/-innen der zuständigen Stelle/Kammer Unterstützung
bei Fragen zu Ausbildung im Betrieb sowie bei der Einrichtung und Bereitstellung
von Ausbildungsplätzen.

Der Erfolg des Bündnisses für Arbeit und Ausbildung, jedem ausbildungswilligen
und -fähigen Jugendlichen ein Angebot unterbreiten zu können, deutet auf eine
Verbesserung der Ausbildungs-Nachfragerelation im Land Bremen hin. Hierzu
tragen die vielfältigen Aktivitäten des im Bündnis für Arbeit und Ausbildung in
Bremen und Bremerhaven von den Vertreter/-innen der Arbeitgeber und öffent-
lichen  Hand  geschlossenen  Regionalen  Pakt  für  Ausbildung  und  Fachkräfte-
nachwuchs seit drei Jahren bei. Gleichwohl reichen die bisherigen Aktivitäten
zur Verbesserung des Angebots bei den Ausbildungsplätzen nicht aus. Das An-
gebot an Ausbildungsplätzen muss noch weiter ausgebaut werden, um Jugend-
lichen eine größere Vielfalt an Einstiegsmöglichkeiten in das Berufsleben zu er-
möglichen, auch wenn nicht allen Jugendlichen eine Ausbildung in ihrem an-
gestrebten Berufsbild angeboten werden kann. Das Angebot muss auch aus-
geweitet werden, um insbesondere benachteiligten Jugendlichen mehr Ausbil-
dungsplätze anbieten zu können. Die Vertreter/-innen der zuständigen Stellen/
Kammern, der Unternehmensverbände im Lande Bremen, der Gewerkschaften,
der Arbeitnehmerkammer, der Bundesagentur für Arbeit, der SGB-II-Arbeitsge-
meinschaften und des Senats haben deshalb auf dem Plenum am 21. November
2006 vereinbart, weiterhin die Situation auf dem Ausbildungsmarkt für die Ju-
gendlichen zu verbessern.

Daten zum Ausbildungsjahr 2007 werden erst zum Stand 31. März 2007 als erste
Zwischennachricht von der Bundesagentur für Arbeit und den zuständigen Stel-
len veröffentlicht.

2. Mit welchen Programmen werden im Lande Bremen zusätzliche Ausbildungs-
plätze gefördert? Nach welchen Kriterien wird gefördert? Wer ist antragsberech-
tigt? In welcher Höhe werden Zuschüsse gezahlt?

Eine Übersicht der im Lande Bremen bestehenden Programme zur Förderung
zusätzlicher Ausbildungsplätze wurde von den Partnern des Regionalen Paktes
für  Ausbildung  und  Fachkräftenachwuchs  für  die  Mitglieder  im  Plenum  des
Bündnisses für Arbeit und Ausbildung in Bremen und Bremerhaven erstellt. Die-
se als Anlage 2 beigefügte Übersicht über Förderprogramme für Berufsausbil-
dungsstellen im Lande Bremen enthält Informationen über die Kriterien der För-
derung, der Antragsberechtigung, die jeweiligen Zuschusshöhen und die jeweils
zuständige Stelle.

3. Durch welche Maßnahmen werden in Frage kommende Betriebe über Förder-
maßnahmen zur Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungsplätze informiert?

Zur Vermeidung von dauerhaften Nachfragen in Betrieben nach Ausbildungs-
plätzen haben die Vertreter der Wirtschaftsseite die Partner im Ausbildungspakt
gebeten, die Ansprache der Betriebe und Unternehmer/-innen zu bündeln. So-
mit werden Betriebe gezielt von Mitarbeiter/-innen der Ausbildungsbüros und
der Bundesagentur für Arbeit sowie von Ausbildungsplatzwerber/-innen der Kam-
mern angesprochen und beraten.

Die als Anlage 2 beigefügte Übersicht über Förderprogramme für Berufsausbil-
dungsstellen im Lande Bremen diente auch zur besseren Information der Betriebe
durch die beratenden Instanzen. Alle Partner im Bündnis für Arbeit und Ausbil-
dung haben die Übersicht erhalten, um ihre Mitglieder und andere Interessierte
darüber zu informieren.

4. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, um besonders in kleineren Unternehmen
die Zahl der Ausbildungsberechtigten zu erhöhen?

Die Ausbildungsberechtigung eines Unternehmens wird durch die jeweils zu-
ständigen  Ausbildungsberater/-innen  der  jeweils  zuständigen  Stelle/Kammer
festgestellt. Die Ausbildungsberater/-innen versuchen stets Möglichkeiten auf-
zuzeigen, wie Unternehmen unter der Prämisse der Schaffung geeigneter Aus-
bildungsplätze für Jugendliche eine Ausbildungsberechtigung erlangen können.

Falls in einem kleineren Betrieb keine Ausbildungsberechtigung besteht, da er
nicht die Möglichkeit hat, alle Ausbildungsinhalte eines Berufsbildes zu vermit-
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teln, kann die Ausbildungsberechtigung eines solchen kleineren Unternehmens
durch einen Ausbildungsverbund, eine Ausbildungspartnerschaft und/oder Lern-
ortverbünde erlangt werden.

Dies ist möglich, indem durch einen Zusammenschluss des Betriebes entweder
mit einem weiteren Betrieb, einer Kammer und/oder Innung sowie deren recht-
lich verselbstständigten Einrichtungen oder mit einem anderen Träger der be-
ruflichen  Bildung  sichergestellt  wird,  so  dass  fehlende  Ausbildungsinhalte  im
Ausbildungsbetrieb beim Verbundpartner vermittelt werden. Durch das Landes-
programm „Ausbildung im Verbund“ können Betriebe bei der Schaffung zusätz-
licher  Ausbildungsplätze  durch  einen  solchen  Zusammenschluss  mit  bis  zu
2.000  ‡  aus  Landesmitteln  des  Beschäftigungspolitischen  Aktionsprogramms
(BAP) unterstützt werden.

Das Landesprogramm „Ausbildungspartnerschaften und Lernortverbünde“ un-
terstützt kleinere Betriebe dabei, Ausbildungspartnerschaften und Lernortver-
bünde mit anderen Betrieben und Berufsbildungseinrichtungen einzugehen und
Ausbildungsplätze zur Verfügung zu stellen, um dazu beizutragen, die Qualität
der Ausbildung für die Jugendlichen zu erhöhen. In der Ausbildungspartnerschaft
können dann die im Betrieb nicht vermittelbaren Ausbildungsinhalte des Berufs-
bildes von anderen Betrieben und Berufsbildungsinstitutionen übernommen wer-
den.

In den besonderen Ausbildungspartnerschaften „Ausbildungsinitiative Bremen/
Bremerhaven der Wirtschaft“ und „Ausbildungspool Bremerhaven“ sind die Aus-
bildungspartnerschaften selbst die Vertragspartner und in der Regel kleinere Be-
triebe der betriebliche Ort der Ausbildung. Diese Partnerschaften organisieren
für die kleineren Betriebe neben dem gesamten externen Ausbildungsmanage-
ment auch die Vermittlung von Ausbildungsinhalten, die im betrieblichen Ort vom
kleineren Unternehmen nicht geleistet werden können.

Insbesondere kleinere Betriebe erhalten in den zentralen Ausbildungsbüros in
Bremen und Bremerhaven Unterstützung bei der Einrichtung von Ausbildungs-
plätzen und beim externen Ausbildungsmanagement. In dem Projekt „Innova-
tive Berufsbildung 2010“ soll u. a. den kleineren Betrieben dargestellt werden,
dass sich die Ausbildung von Jugendlichen für die Betriebe rentiert.

5. Welche finanzielle Unterstützung gibt es für kleinere Unternehmen bei der Ein-
richtung und Erhaltung von Ausbildungslätzen?

In der als Anlage 2 beigefügten Übersicht über Förderprogramme für Berufsausbil-
dungsstellen im Lande Bremen werden die Fördermöglichkeiten zu jedem För-
derprogramm beschrieben.

6. Wie  hoch  war  die  Zahl  der  zusätzlich  geförderten  Ausbildungsplätze  in  2005?
Wie  viele  Mittel  wurden  dafür  aufgewandt?  Wie  hoch  ist  die  Zielzahl  für  2006,
und wie viele Mittel sind für die Förderung zusätzlicher Ausbildungsplätze im
Haushalt veranschlagt?

Mittel- Ist 2006 Mittel-
aufwand (Stand: anschlag

Jahressoll Ist 2005 2005 31.10.06) 2006

LP-Ausbil- 90 Plätze p. a. 99 Plätze, 198 T‡ 120 Plätze, 240 T‡

dung im Ver- davon davon
bund (AiV) 27 in Brhv. 3 in Brhv.

Ausbildungs- 85 Plätze p. a., 81 Plätze, 124 T‡ 102 Plätze, 226 T‡

initiative Bre- davon davon davon
men/Bremer- 20 in Brhv. 18 in Brhv. 28 in Brhv.
haven (AiBB)

LP-Ausbil- 100 Plätze p. a. 194 Plätze, 555 T‡ 151 Plätze, 568 T‡

dungspart- davon davon
nerschaften 45 in Brhv. 125 in Brhv.

Start- 10 Plätze p. a. 10 Plätze,   50 T‡ 14 Plätze,   70 T‡

hilfefonds davon davon
1 in Brhv. 3 in Brhv.
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7. Welche Erfahrungen gibt es mit den Projekten „Ausbildung im Verbund“ und
„Lernortverbünde und Ausbildungspartnerschaften“? Sieht der Senat Notwen-
digkeiten der praktikablen Verbesserung der Verbundausbildung bzw. Anpas-
sung der Berufsbilder auf die Möglichkeiten kleinerer Unternehmen?

Die Landesprogramme „Ausbildung im Verbund“ sowie „Ausbildungspartner-
schaften und Lernortverbünde“ sind hilfreiche Bausteine, um Ziele des Regiona-
len Pakts für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs in Bremen und Bremerhaven
zu erreichen. Gemäß den Berichten zur Umsetzung des Regionalen Ausbildungs-
pakts für die Sitzungen des Plenums im Bündnis für Arbeit und Ausbildung in
Bremen und Bremerhaven wurden mit diesen Landesprogrammen im Land Bre-
men über die vereinbarten Zielzahlen hinaus Ausbildungsplätze geschaffen.

Zur Vereinheitlichung der Förderpolitik mit Niedersachsen wurden die Förder-
richtlinien zu den jeweiligen Landesprogrammen „Ausbildung im Verbund“ an-
geglichen.  Die  bremische  Richtlinie  sieht  zudem  vor,  dass  die  Ausbildung  in
neuen Berufsbildern, die nicht älter als zwei Jahre sind, gefördert werden kön-
nen. Dies soll insbesondere kleineren Unternehmen helfen, Ausbildungsplätze in
neuen Berufsbildern anzubieten.

Da die Programmziele erreicht wurden und die Rückmeldungen der Partner im
Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Bremen und Bremerhaven zu den beiden
Landesprogrammen bisher positiv waren, sieht der Senat derzeit keine Notwen-
digkeit für eine Veränderung der Landesförderungen. Im Kontext der Neujus-
tierung aller Förderprogramme für die neue EU-Förderphase werden allerdings
auch Möglichkeiten der Weiterentwicklung der beiden Landesprogramme ge-
prüft.

8. Sieht der Senat Möglichkeiten, spezielle Fähigkeiten der Berufsausbildung ver-
mehrt in außerbetrieblichen Bildungseinrichtungen anzubieten, und damit das
Ausbildungsplatzangebot  kleinerer  Betriebe  insbesondere  im  verarbeitenden
Gewerbe zu erhöhen?

Das Berufsbildungsgesetz sieht in § 2 explizit vor, dass Ausbildungsinhalte auch
in außerbetrieblichen Einrichtungen vermittelt werden können. Um diese Wis-
sensvermittlung zu unterstützen, werden insbesondere die kleineren Betriebe mit
den Landesprogrammen „Ausbildung im Verbund“ und „Ausbildungspartner-
schaften und Lernortverbünden“ gefördert.

Die Vermittlung von Berufsausbildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen ist
nach den Bestimmungen des § 242 SGB III dem Personenkreis mit multiplen
Vermittlungshemmnissen vorbehalten.

9. Welche individuellen Hilfen und Unterstützungsmöglichkeiten, insbesondere für
kleinere Unternehmen, gibt es bei der Auswahl geeigneter Berufsanfänger und
den bürokratischen Belangen der Ausbildung?

Für kleinere Unternehmen ist der Verwaltungsaufwand rund um die Einrichtung
und Besetzung eines Ausbildungsplatzes häufig zu groß. Hierzu haben die Part-
ner im Bündnis für Arbeit und Ausbildung in Bremerhaven die zentralen Ausbil-
dungsbüros in Bremen und Bremerhaven eingerichtet, die das externe Ausbil-
dungsmanagement für die Betriebe übernehmen.

Die Ausbildungsbüros

• beraten die Betriebe bei der Zulassung als Ausbildungsbetrieb,

• unterstützen bei der Auswahl geeigneter Bewerberinnen und Bewerber,

• bereiten den Abschluss von Ausbildungsverträgen vor,

• erarbeiten einen spezifischen Ausbildungsplan,

• organisieren Ausbildungspartnerschaften in der Verbundausbildung,

• helfen bei der Abstimmung mit den Berufsschulen,

• übernehmen die Anmeldung der/des Auszubildenden bei der jeweils zu-
ständigen Stelle/Kammer,

• vermitteln Förderung und Beratung bei fachlichen oder sozialen Problemen.
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Bei der Ausbildungsinitiative Bremen/Bremerhaven (AiBB) schließt die Ausbil-
dungsinitiative  selbst  den  Ausbildungsvertrag  und  führt  das  gesamte  Ausbil-
dungsmanagement durch. Ausschließlich der betriebliche Teil der Ausbildung
findet dann im Betrieb statt, der hierzu die Ausbildungsvergütung an die Aus-
bildungsinitiative erstattet.

Anlagen:

Anlage 1: Situation auf dem Ausbildungsmarkt zum Stand: 30. September 2006

Anlage 2: Übersicht über Förderprogramme für Berufsausbildungsstellen im Lande
Bremen
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ANLAGE 1
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ANLAGE 2
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